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Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Staatspolitische Kommission des Ständerates (SPK) hat am 20. Juni 2017 die 
Parlamentsdienste beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den 
gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete, den 
Dachverbänden der Wirtschaft sowie bei weiteren interessierten Kreisen ein 
Vernehmlassungsverfahren zum beiliegenden Vorentwurf durchzuführen.  
 
Die Frist für die Vernehmlassung endet am 13. Oktober 2017. 
 
Mit dem beiliegenden Vorentwurf für einen Bundesbeschluss über die Souveränität der 
Kantone bei der Festlegung ihrer Wahlverfahren wird eine Änderung der Bundesverfassung 
vorgeschlagen, mit welcher das Ausmass der Handlungsfreiheit der Kantone bei der 
Festlegung ihrer Wahlverfahren festgelegt wird.  

In der Beilage erhalten Sie den Vorentwurf mit einem erläuternden Bericht. Zusätzliche 
Exemplare der Vernehmlassungsunterlagen können über die Internetadresse 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html bezogen werden. 
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Wir bitten Sie höflich, Ihre Stellungnahme bis zum genannten Zeitpunkt an folgende Adresse 
zu richten: Sekretariat der Staatspolitischen Kommissionen, Parlamentsdienste,  
3003 Bern (Tel. 058 322 99 44, E-Mail spk.cip@parl.admin.ch). 

 

  Mit freundlichen Grüssen 

  

 
Peter Föhn 
Kommissionspräsident 

 
 

Beilagen: 

- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i) 

- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i) 

 


